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(Nr. 13756.) Bekanntmachung der neuen Faſſung der Ausführungsverordnung zur Verordnung über 
die Fürſorgepflicht vom 17. April 1924. Vom 30. Mai 1932. 


Auf Grund des Kapitels XVII 8 2 des Fünften Teiles der Verordnung zur Ergänzung der 
Erſten und Zweiten Sparverordnung vom 14. März 1932 (Geſetzſzamml. S. 123) wird der Wort⸗ 
laut der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 17. April 1924 
(Geſetzſamml. S. 210) in der nunmehr geltenden Faſſung bekanntgemacht. 


Berlin, den 30. Mai 1932. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Vom 30. Mai 1932. 


Sb 

(1) Bezirksfürſorgeverbände find die Stadt- und Landkreiſe, die Stadtgemeinde Berlin und 
die Landgemeinde Helgoland, Landesfürſorgeverbände ſind die Provinzialverbände, und zwar in 
Schleswig⸗Holſtein einſchließlich der Landgemeinde Helgoland, in der Provinz Heſſen-Naſſau die 
Bezirksverbände Wiesbaden und Kaſſel, der Landeskommunalverband der Hohenzolleriſchen Lande 
und die Stadtgemeinde Berlin. 

(2) Der Lauenburgiſche Landeskommunalverband hat bis zu ſeiner Vereinigung mit dem 
Provinzialverbande der Provinz Schleswig⸗Holſtein die Rechte und Pflichten eines Landesfürſorge⸗ 
verbandes. 

8 2. 


Die Aufgaben der Landes⸗ und Bezirksfürſorgeverbände werden von den durch die Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetze beſtimmten Organen der Gemeinden und Gemeindeverbände als Selbſt⸗ 
verwaltungsangelegenheiten durchgeführt. 


8 3. 

Soweit in dieſer Verordnung nichts anderes beſtimmt iſt, ſind die aus der Verordnung über 
die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 100) ſich ergebenden öffentlich⸗ 
rechtlichen Fürſorgeaufgaben hinſichtlich der Perſonen, für die ein Bezirksfürſorgeverband endgültig 
verpflichtet iſt, endgültig von dieſem, ſonſt von dem Landesfürſorgeverbande zu erfüllen. 


8 4. 
(1) Sind Preußen oder ſtaatloſe ehemalige Preußen bei freiwilligem oder erzwungenem 
Übertritt aus dem Auslande hilfsbedürftig oder werden ſie es binnen einem Monate nachher und 
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iſt ein Bezirksfürſorgeverband, in dem der Hilfsbedürftige innerhalb des letzten Jahres vor dem 
Übertritt aus dem Reichsgebiete zuletzt ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, nicht zu ermitteln 
oder hat die Abweſenheit aus dem Reichsgebiete länger als ein Jahr gedauert, ſo iſt der Landes⸗ 
fürſorgeverband endgültig verpflichtet, innerhalb deſſen der Hilfsbedürftige oder, wenn er außerhalb 
Preußens geboren iſt, der zuletzt in Preußen geborene Vorfahre erſten Grades geboren iſt. Soweit 
die preußiſche Staatsangehörigkeit einer Hilfsbedürftigen durch Eheſchließung erworben iſt, 
beſtimmt ſich der endgültig verpflichtete Landesfürſorgeverband nach den für den letzten Ehemann 
preußiſcher Staatsangehörigkeit maßgebenden Verhältniſſen, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht. 
Iſt ein ſolcher Landesfürſorgeverband nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln, ſo iſt der Landes⸗ 
fürſorgeverband endgültig verpflichtet, in deſſen Bezirke nach Betreten preußiſchen Gebiets die Hilfs⸗ 
bedürftigkeit hervorgetreten iſt. . i o 

(2) Für zuſammen aus dem Ausland in das Reichsgebiet übertretende Familienglieder iſt 
der Verband endgültig fürſorgepflichtig, der es für das älteſte preußiſche oder ſtaatloſe, ehemals 
preußiſche Familienglied iſt. Familienglieder im Sinne dieſer Beſtimmung ſind Ehegatten, Ver⸗ 
wandte auf⸗ und abſteigender Linie, Geſchwiſter und Halbgeſchwiſter. 


3) Iſt ein hiernach endgültig verpflichteter Landesfürſorgeverband nicht vorhanden oder 
nicht zu ermitteln, ſo beſtimmt dieſen der Miniſter für Volkswohlfahrt. Das gleiche gilt, ſoweit 
das Land Preußen von der Reichsregierung oder der von ihr beſtimmten Stelle gemäß § 12 Abſ. 2 
der Verordnung über die Fürſorgepflicht für endgültig verpflichtet erklärt worden iſt. Der Miniſter 
für Volkswohlfahrt trifft die Beſtimmungen über die Anforderung vom Reiche zu erſtattender Koſten. 


(4) Eine vorſchußweiſe Zahlung der aufzuwendenden Koſten findet durch den Landesfürſorge⸗ 
verband, dem der vorläufig fürſorgepflichtige Bezirksfürſorgeverband angehört, nicht ſtatt. 


„ 
Hinſichtlich der endgültigen Verpflichtung zur Fürſorge finden die Beſtimmungen der Ver⸗ 
ordnung über die Fürſorgepflicht auch auf Ausländer Anwendung. Tritt die Hilfsbedürftigkeit 
binnen einem Monate nach dem Übertritt aus dem Auslande hervor, ſo iſt der Landesfürſorge⸗ 


verband endgültig verpflichtet, in deſſen Bezirke der Hilfsbedürftige ſich bei Eintritt der Hilfs⸗ 
bedürftigkeit befindet. : 


S 6. 

() Die Landesfürſorgeverbände find verpflichtet, für Bewahrung, Kur und Pflege der hilfs⸗ 
bedürftigen Geiſteskranken, Idioten, Epileptiſchen, Taubſtummen, Blinden und Krüppel, ſoweit 
ſie der Anſtaltspflege bedürfen, in geeigneten Anſtalten Fürſorge zu treffen. Dieſe Fürſorge umfaßt 
bei Blinden, Taubſtummen, Krüppeln und Minderjährigen auch die Erwerbsbefähigung, bei 
Minderjährigen außerdem die Erziehung. 


C) Verpflichtet zur Aufnahme und Bewahrung, zur Gewährung der Kur und Pflege iſt 
zunächſt derjenige Landesfürſorgeverband, welchem der vorläufig fürſorgepflichtige Bezirksfürſorge⸗ 
verband angehört. 

(8) Dieſer Landesfürſorgeverband kann die Übernahme des Hilfsbedürftigen ſowie den Erſatz 
der aufgewendeten Verpflegungs⸗ und Überführungskoſten von demjenigen Landesfürſorgeverbande 
verlangen, dem der endgültig fürſorgepflichtige Bezirksfürſorgeverband angehört. 


§ 7. 0 
( Die allgemeinen Verwaltungskoſten der Anſtalten und die Koſten der von der Anſtalt 
ſelbſt bewirkten Beerdigung trägt der Landesfürſorgeverband. b 
() Der Landesfürſorgeverband iſt berechtigt, vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung 
Erſatz der ſonſtigen Koſten von dem endgültig fürſorgepflichtigen Bezirksfürſorgeverbande zu ver⸗ 
langen. Das gleiche gilt für Koſten, die einem Landesfürſorgeverband aus einer Unterbringung 
in einer Familie ſtatt in einer Anſtalt entſtehen. 
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(8) Einem Landkreiſe hat 30 vom Hundert der ihm nach Abſ. 2 zur Laſt fallenden Koſten 
diejenige Gemeinde zu erſtatten, zu der die die endgültige Fürſorgepflicht begründende örtliche Be⸗ 
ziehung des Hilfsbedürftigen oder im Falle des § 8 der Verordnung über die Fürſorgepflicht ſeiner 
unehelichen Mutter beſtanden hat. Dies gilt nicht hinſichtlich der für Minderjährige entſtandenen 
Koften. Soweit in Landesteilen engere Gemeindeverbände (rheiniſche und weſtfäliſche Amter und 
Kirchſpiellandgemeinden in den Kreiſen Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und Huſum) vor⸗ 
handen ſind, treten dieſe an die Stelle der Gemeinden. | 

(4) Unberührt bleiben alle auf beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen oder Titeln beruhenden 
Verpflichtungen. 


8 8. 

Die Beſtimmungen über die Aufnahme und Entlaſſung der Anſtaltspflegebedürftigen ſowie 

über die Höhe der zu erſtattenden Koſten ($ 7 Abſ. 2) werden in Reglements getroffen, welche der 
Genehmigung der zuſtändigen Miniſter unterliegen. 


§ 9. 
Die Landesfürſorgeverbände ſind ferner befugt, die Fürſorge für Sieche unmittelbar zu 
übernehmen. 


§ 10. 

(1) Die Aufgaben der Hauptfürſorgeſtellen und Fürſorgeſtellen nach der Verordnung über 
die ſoziale Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene vom 8. Februar 1919 (Reichs- 
geſetzbl. S. 187) werden von den Verwaltungsorganen der Landes⸗ und Bezirksfürſorgeverbände 
wahrgenommen. 

(2) Die nach dem Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter in der Faſſung vom 
12. Januar 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 57) den Hauptfürſorgeſtellen übertragenen Aufgaben werden 
den Verwaltungsorganen der Landesfürſorgeverbände übertragen. Dieſe können beſondere Schwer- 
beſchädigtenausſchüſſe bei den Verwaltungsorganen der Bezirksfürſorgeverbände bilden. Die 
zurzeit beſtehenden Schwerbeſchädigtenausſchüſſe bleiben beſtehen. In Zukunft ſind für die 
Berufung ihrer Mitglieder, ſoweit ihre Beſtellung auf Vorſchlag des Beirats der Hauptfürſorge⸗ 
ſtellen oder Fürſorgeſtellen oder der Gruppenvertreter im Beirat erfolgte, die von den Wirtſchafts⸗ 
organiſationen der Unternehmer ſowie von den Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenen⸗ 
vereinigungen eingereichten Vorſchlagsliſten maßgebend. 

(3) Die von den Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenvereinigungen eingereichten 
Vorſchlagsliſten ſind auch maßgebend, ſoweit nach dieſer Verordnung ſonſt die Heranziehung von 
Kriegsbeſchädigten oder Kriegshinterbliebenen zu erfolgen hat. 


§ 11. 

(1) Die Landesfürſorgeverbände find befugt, die ihrer Fürſorge geſetzlich anheimfallenden Per⸗ 
ſonen demjenigen Bezirksfürſorgeverbande gegen Entſchädigung zu überweiſen, welcher nach § 7 
der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 zur vorläufigen Fürſorge 
verpflichtet iſt. i 

(2) Die Landesfürſorgeverbände find verpflichtet, in ihren für die Unterkunft Hilfsbedürftiger 
beſtimmten Häuſern, ſoweit es der Raum geſtattet, gegen Entſchädigung die der Fürſorge der 
Bezirksfürſorgeverbände geſetzlich anheimfallenden Perſonen auf Antrag dieſer Verbände auf⸗ 
zunehmen. 

§ 12. 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt iſt berechtigt, für ſolche bei der öffentlichen Fürſorge häufiger 
vorkommenden Aufwendungen, deren täglicher oder wöchentlicher Betrag ſich in Pauſchſätzen feſt⸗ 
ſtellen läßt, nach Anhörung des Verwaltungsorgans der Landesfürſorgeverbände Tarife aufzuſtellen 


und öffentlich bekanntzumachen. Die Erſtattungsforderungen eines Fürſorgeverbandes dürfen 
die Tarifſätze nicht überſteigen. 
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8 13. 

( Die Landesfürſorgeverbände find verpflichtet, denjenigen ihrem Bezirk angehörigen Bezirks⸗ 
fürſorgeverbänden eine Beihilfe zu gewähren, welche den ihnen obliegenden Verpflichtungen zu 
genügen unvermögend ſind. 

2) Die Beihilfe kann in Geld oder mittels Bereitſtellung von Pflegeanſtalten oder in ſonſt 
geeigneter Weiſe erfolgen. a 

8 14. 

() Die Landesfürſorgeverbände und die Bezirksfürſorgeverbände ſind befugt, den durch die 
Fürſorgepflicht entſtehenden Aufwand nach den Vorſchriften des Kommunalabgabenrechts auf 
die Glieder des Verbandes unterzuverteilen, ſoweit der Aufwand nicht durch eigene Einnahmen des 
Fürſorgeverbandes gedeckt wird. 

E) Kreisangehörige Gemeinden tragen 30 vom Hundert des in ihnen entſtehenden ſachlichen 
Aufwandes für die dem Landkreis als Bezirksfürſorgeverband obliegenden Fürſorgeaufgaben. Das 
gleiche gilt hinſichtlich der Erſtattungsleiſtungen, zu denen ein Landkreis als Bezirksfürſorgeverband 
einem anderen Fürſorgeverband infolge einer Abſchiebung (8 17 der Verordnung über die Fürſorge⸗ 
pflicht) verpflichtet iſt, zu Laſten derjenigen Gemeinde, deren pflichtwidriges oder gegen Treu und 
Glauben verſtoßendes Verhalten in einer rechtskräftigen Entſcheidung zwiſchen den Fürſorge⸗ 
verbänden feſtgeſtellt iſt oder die ihre Verpflichtung als Folge eines ſolchen Verhaltens anerkannt 
hat. Wird ein Hilfsbedürftiger im Wege der Fürſorge in einer Anſtalt oder in Pflege unter⸗ 
gebracht, ſo gilt der Aufwand als in der Gemeinde entſtanden, aus der die Unterbringung erfolgt 
iſt. Entſprechendes gilt, wenn ein Hilfsbedürftiger innerhalb des Landkreiſes abgeſchoben worden 
iſt. Soweit in Landesteilen engere Gemeindeverbände (8 7 Abſ. 3 Satz 3) vorhanden ſind, treten 
dieſe an die Stelle der Gemeinden, und zwar auch in Fällen, in denen das die Abſchiebung dar⸗ 
ſtellende Verhalten von einer ihnen angehörenden Gemeinde zu vertreten iſt. 

(8) Vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung gebühren Beträge, die zum Erſatz der Koſten 
der Fürſorge des Einzelfalls, insbeſondere von anderen Fürſorgeverbänden, eingehen, zu ſieben 
Zehnteln dem Bezirksfürſorgeverbande, zu drei Zehnteln der kreisangehörigen Gemeinde (dem 
engeren Gemeindeverbande), die nach Abſ. 2 30 vom Hundert des Fürſorgeaufwandes trägt. 

(4) Soweit kreisangehörige Gemeinden (engere Gemeindeverbände) den in ihnen entſtehenden 
Aufwand nicht ſelbſt zu tragen haben, hat ihnen der Bezirksfürſorgeverband erforderlichenfalls 
angemeſſene Vorſchüſſe zu gewähren. 

6) Zwiſchen dem Bezirksfürſorgeverband und den kreisangehörigen Gemeinden (engeren 
Gemeindeverbänden) hat über die gegenſeitigen Verpflichtungen und Leiſtungen einſchließlich der⸗ 
jenigen nach 8 7 Abſ. 3 eine Abrechnung, und zwar vorbehaltlich eines anderweitigen Beſchluſſes 
des Kreisausſchuſſes vierteljährlich, mindeſtens aber für jedes Rechnungsjahr, zu erfolgen. 

(6) Bei Streit über Art und Höhe der Vorſchußleiſtung oder die Erſatzleiſtung aus der Ab- 
rechnung beſchließt auf den Antrag eines Beteiligten der Bezirksausſchuß. Gegenüber einem vom 
Bezirksfürſorgeverband in Rechnung geſtellten Aufwand iſt der Einwand, daß eine andere Gemeinde 
oder ein anderer engerer Gemeindeverband ihn zu tragen hat, unzuläſſig. 


§ 15. 

(0 Die Durchführung der den Landkreiſen als Bezirksfürſorgeverbände obliegenden Fürſorge⸗ 
aufgaben, insbeſondere die Annahme der Anträge, die Entſcheidung über die Anträge und die 
Durchführung der Fürſorgemaßnahmen ſowie die einſtweiligen Maßnahmen in dringenden Not⸗ 
fällen, kann durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes den kreisangehörigen Gemeinden und engeren Ge⸗ 
meindeverbänden ganz oder teilweiſe übertragen werden. 

(2) Kreisangehörige Gemeinden und engere Gemeindeverbände von mehr als 10 000 Ein⸗ 
wohnern und in der Provinz Hannover die ſelbſtändigen Städte (§ 27 Abſ. 1 der Kreisordnung 
für die Provinz Hannover) ſowie die Bezirke der Stadtgemeinde Berlin können die Übertragung 
der Durchführung von Fürſorgeaufgaben beantragen. Dem Antrag iſt zu entſprechen, ſoweit nicht 
die Durchführung durch den Bezirksfürſorgeverband ſelbſt für eine wirtſchaftlich geſunde Erfüllung 
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der Fürſorgeaufgaben erforderlich iſt. Im Streitfall entſcheidet der Bezirksausſchuß endgültig 
darüber, ob und in welchem Umfange die Durchführung von Fürſorgeaufgaben zu übertragen iſt. 
(3) Die Durchführung der kreisangehörigen Gemeinden oder engeren Gemeindeverbänden 
übertragenen Fürſorgeaufgaben liegt den durch die Gemeindeverfaſſungsgeſetze beſtimmten 
Organen ob. 
(4) Die Verantwortung des Landkreiſes für die Erfüllung der Fürſorgeaufgaben wird durch 
die Übertragung der Durchführung nicht berührt. 


§ 16. 

() Im Falle der Übertragung der Durchführung gemäß § 15 kann zur Sicherung einer 
einheitlichen Durchführung der Fürſorgeaufgaben innerhalb des Bezirksfürſorgeverbandes der 
Kreisausſchuß im Rahmen der gemäß $ 6 der Verordnung über die Fürſorgepflicht erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen des Landes Richtlinien aufſtellen, die für die kreisangehörigen Gemeinden und engeren 
Gemeindeverbände verbindlich ſind. 

(2) Der Kreisausſchuß iſt befugt, den für die Durchführung der Fürſorgeaufgaben in den 
einzelnen Gemeinden und engeren Gemeindeverbänden zuſtändigen Organen Weiſungen hinſichtlich 
der Art und Weiſe der Durchführung zu erteilen. Steht die von den zuſtändigen Organen der 
Gemeinde oder des engeren Gemeindeverbandes erlaſſene Entſcheidung mit einer ſolchen Weiſung 
in Widerſpruch, ſo kann der Kreisausſchuß die Entſcheidung abändern; er muß ſie abändern, wenn 
ſie das Geſetz verletzt. 

$ 17. 
Auf die ſelbſtändigen Gutsbezirke finden die Vorſchriften für Landgemeinden Anwendung. 


§ 18. 

(0 Bei der Aufſtellung von Grundſätzen und Richtlinien, die die Durchführung der ſozialen 
Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene und die ihnen auf Grund der Verſorgungs⸗ 
geſetze Gleichſtehenden zum Gegenſtande haben, haben die Fürſorgeverbände einen Beirat zuzuziehen. 
Dieſem müſſen mindeſtens zwei Vertreter der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen ange⸗ 
hören, ihre Zahl muß gleich der der übrigen Mitglieder ſein. Dieſer Beirat iſt auch bei der Auf⸗ 
ſtellung von Richtſätzen zu hören. 

(2) Bei der Aufſtellung von Richtlinien und Richtſätzen für die übrige Fürſorge haben die 
Fürſorgeverbände einen Beirat zu hören. Dieſem müſſen 

1. Perſonen aus den Kreiſen der Hilfsbedürftigen oder Vertreter derſelben, insbeſondere 
ſolche ihrer Vereinigungen, 
2. Vertreter von Vereinen, die Hilfsbedürftige betreuen, 
angehören. 
(8) Die Berufung der Mitglieder erfolgt durch die Verwaltungsorgane der Fürſorgeverbände. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsorgans des Fürſorgeverbandes oder ein von ihm zu beſtellender 
Vertreter iſt Vorſitzender des Beirats. 

(4) Einem nach Abſ. 2 zu bildenden Beirate ſtehen nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen 
berufene ſtädtiſche Deputationen (Ausſchüſſe im Sinne des § 77 der revidierten Hannoverſchen 
Städteordnung vom 24. Juni 1855) oder deren Unterausſchüſſe gleich, ſofern ihnen die Aufgaben 
des Abſ. 2 übertragen find und ihre Zuſammenſetzung deſſen Vorſchriften genügt. 


8 19. 
Die Verbände und Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege ſind in möglichſt weitem 
Umfange bei der Fürſorge zu beteiligen. 
§ 20. 


() Anträge auf Fürſorge können nur nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen ver⸗ 
folgt werden. Anträge können ſowohl bei dem Gemeindevorſtande des Aufenthaltsorts als auch bei 
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dem Bezirksfürſorgeverbande ſchriftlich oder mündlich geſtellt werden. Die den Antrag entgegen⸗ 
nehmende Stelle hat ihn an die für die Entſcheidung über den Antrag zuſtändige Stelle unverzüg⸗ 
lich weiter zu leiten. f 

(2) Gegen Verfügungen darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe Fürſorge zu ge⸗ 
währen iſt, ſteht dem Fürſorgeſuchenden der Einſpruch zu. Dieſer iſt bei derjenigen Stelle anzu⸗ 
bringen, die die Verfügung erlaſſen hat. Schriftliche Verfügungen ſind mit einer Belehrung über 
das Einſpruchsrecht zu verſehen; gegen ſie iſt der Einſpruch nur binnen zwei Wochen ſeit der Be⸗ 
kanntgabe zuläſſig, im übrigen finden die Vorſchriften des § 52 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 entſprechende Anwendung. Wird der Einſpruch 
zurückgewieſen, ſo iſt der Beſcheid mit Gründen und einer Belehrung über das zuläſſige Rechts⸗ 
mittel zu verſehen. 


(3) Der Kreisausſchuß kann die Entſcheidungen über Einſprüche dem Landrat als laufende 
Geſchäfte im Sinne des § 137 der öſtlichen Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 und der 
entſprechenden Vorſchriften der für die übrigen Provinzen geltenden Kreisordnungen übertragen. 
Das gleiche gilt im Verhältnis vom Provinzial⸗(Landes⸗)Ausſchuß zum Landesdirektor (Landes⸗ 
hauptmann), in den Hohenzolleriſchen Landen zum Vorſitzenden des Landesausſchuſſes. Ebenſo 
kann der Gemeindevorſtand dieſe Entſcheidungen einem ſeiner Mitglieder oder einem ſonſtigen 
Gemeindebeamten übertragen. 


(4) Beruht eine angefochtene Entſcheidung kreisangehöriger Gemeinden oder engerer Ge⸗ 
meindeverbände auf einer Weiſung des Kreisausſchuſſes, ſo haben ſie den Einſpruch dem 
zuſtändigen Organe des Bezirksfürſorgeverbandes vorzulegen. Das gleiche gilt hinſichtlich ihrer 
ſonſtigen Verfügungen, wenn ſie dem Einſpruche nicht ſtattgeben wollen, ſofern es ſich nicht um 
eine Stadt von mehr als 10 000 Einwohnern oder in der Provinz Hannover um eine der ſelb⸗ 
ſtändigen Städte (§ 27 Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz Hannover) handelt. 


6) In Fällen der ſozialen Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene oder 
ihnen auf Grund der Verſorgungsgeſetze Gleichſtehende ſind bei der Entſcheidung über den Ein⸗ 
ſpruch mindeſtens zwei Vertreter der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen mit vollem 
Stimmrechte hinzuzuziehen. Dieſe wirken neben der gleichen Zahl Provinzial⸗(Landes⸗)Ausſchuß⸗ 
mitglieder, unter dem Vorſitze des Landesdirektors (Landeshauptmanns), in den Hohenzolleriſchen 
Landen des Vorſitzenden des Landesausſchuſſes, bei der Entſcheidung über den Einſpruch gegen 
Verfügungen mit, die die Provinzialverbände, die Bezirksverbände Wiesbaden und Kaſſel oder 
der Landeskommunalverband der Hohenzolleriſchen Lande als Landesfürſorgeverbände er⸗ 
laſſen haben. 

(6) In Fällen der ſonſtigen Fürſorge iſt vor der Entſcheidung über den Einſpruch der nach 
§ 18 Abſ. 2 zu bildende Beirat oder ein nach den gleichen Grundſätzen zuſammengeſetzter Ausſchuß 
desſelben zu hören. Im Falle des Abſ. 4 gilt dies jedoch nur bei der Entſcheidung durch das 
zuſtändige Organ des Bezirksfürſorgeverbandes. Kreisangehörige Städte mit mehr als 10 000 
Einwohnern und ſelbſtändige Städte der Provinz Hannover haben zu dieſem Zwecke unter 
entſprechender Anwendung des § 18 Abſ. 2 und 3 einen Beirat zu bilden, dem nach den Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzen berufene ſtädtiſche Deputationen oder Ausſchüſſe (§ 18 Abſ. 4) oder deren 
Unterausſchüſſe, ſofern ihre Zuſammenſetzung den Vorſchriften des § 18 Abſ. 2 genügt, gleichſtehen. 


() Gegen die Zurückweiſung des Einſpruchs ſteht dem Fürſorgeſuchenden binnen zwei 
Wochen ſeit der Zuſtellung die Beſchwerde zu. Die Beſchwerde iſt bei der Stelle, gegen deren 
Beſchluß ſie gerichtet iſt, anzubringen. Dem Vorſitzenden der über den Einſpruch beſchließenden 
Stelle ſteht in allen Fällen die Beſchwerde zu; will er ſie einlegen, ſo hat er dies bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Beſchlußergebniſſes ſofort zu erklären; die Zuſtellung der Entſcheidung an den Für⸗ 
ſorgeſuchenden bleibt in dieſem Falle einſtweilen, jedoch längſtens eine Woche, ausgeſetzt. Erfolgt 
ſie ohne die Eröffnung, daß die Beſchwerde eingelegt iſt, ſo gilt die Beſchwerde als zurückgenommen. 
Über die Beſchwerde beſchließt der Bezirksausſchuß endgültig. Im übrigen finden die Vor⸗ 
ſchriften des 8 52 Abſ. 1 und 2, $ 122 Abſ. 1, 2 und 5, S 123 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 entſprechende Anwendung. 
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8 21. 

(1) Wer infolge ſeines ſittlichen Verſchuldens der öffentlichen Fürſorge ſelbſt anheimfällt oder 
einen Unterhaltsberechtigten im Sinne des § 20 der Verordnung über die Fürſorgepflicht anheim⸗ 
fallen läßt, kann, wenn er Arbeit beharrlich ablehnt oder ſich der Unterhaltspflicht beharrlich ent⸗ 
zieht, auch gegen ſeinen Willen auf Antrag des vorläufig oder endgültig verpflichteten Fürſorge⸗ 
verbandes durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes für die Dauer ſeiner oder des Unterhaltsberech— 
tigten Fürſorgebedürftigkeit in einer öffentlichen Arbeitsanſtalt oder in einer ſtaatlich als geeignet 
anerkannten Privatanſtalt untergebracht werden. Der Untergebrachte iſt verpflichet, für Rechnung 
des Fürſorgeverbandes die ihm angewieſenen Arbeiten nach dem Maße ſeiner Kräfte zu verrichten 
Die Unterbringung erfolgt nicht: 

1. wenn die Fürſorgebedürftigkeit nur durch vorübergehende Umſtände verurſacht iſt; 

2. wenn der Unterzubringende nicht arbeits- oder erwerbsfähig iſt; 

3. wenn er entſprechend feiner Arbeits- und Erwerbsfähigkeit zum Unterhalt von Ver⸗ 
wandten beiträgt, die vor dem der Fürſorge Anheimgefallenen eee 
tigt ſind; 

4. wenn die Unterbringung mit erheblichen, den Umſtänden nach nicht gerechtfertigten 
Härten oder Nachteilen für das Fortkommen des Unterzubringenden verbunden 
ſein würde. 


(2) Anſtatt der Unterbringung in einer Arbeitsanſtalt kann auch die Einweiſung in eine 
Erziehungs- oder Heilanſtalt (insbeſondere auch Trinkerheilanſtalt) angeordnet werden, in welcher 
Gelegenheit gegeben iſt, den Eingewieſenen mit angemeſſener Arbeit zu beſchäftigen. 


§ 22. 


Zuſtändig für den Erlaß der Beſchlüſſe gemäß § 21 iſt die für den Aufenthaltsort des 
Unterzubringenden oder eines unterſtützten Unterhaltsberechtigten zuſtändige Beſchlußbehörde. 
Iſt zur Fürſorge für den Unterzubringenden ein Landesfürſorgeverband endgültig verpflichtet, ſo 
kann die Beſchlußbehörde die Entſcheidung an die für den Sitz des Landesfürſorgeverbandes zu⸗ 
ſtändige Behörde überweiſen. Sie iſt hierzu auf Antrag des Landesfürſorgeverbandes verpflichtet. 


8 23. 


(1) Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes ergeht auf Grund mündlicher Verhandlung. 
Sie iſt mit Gründen zu verſehen. Vor der Entſcheidung iſt der Unterzubringende, gegen den das 
Verfahren ſich richtet, zu hören, ſoweit dies nicht durch beſondere Umſtände ausgeſchloſſen iſt. Das 
Beſchlußverfahren kann ſo lange ausgeſetzt werden, bis über die Klage des e N 
der ſeine Unterhaltspflicht beſtreitet, im ordentlichen Rechtswege rechtskräftig entſchieden iſt. Im 
übrigen finden auf das Verfahren die Vorſchriften der 88 52, 115, 116, 119 bis 126 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 ſinngemäße Anwendung. 


(2) Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes findet innerhalb zweier Wochen der Antrag 
auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Die Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes im Verwaltungsſtreitverfahren iſt endgültig. 


(3) Der Antrag auf mündliche Verhandlung hat keine aufſchiebende Wirkung. Der Bezirks⸗ 
ausſchuß kann indeſſen die Vollſtreckung der Anordnung auf Antrag oder von Amts wegen bis 
zur endgültigen Entſcheidung ausſetzen. Vor der Ausſetzung iſt der Fürſorgeverband zu hören. 


8 24. 


() Die Vollſtreckung des Beſchluſſes liegt dem antragſtellenden Fürſorgeverband ob. Der 
vorläufig fürſorgepflichtige Fürſorgeverband iſt berechtigt, ſie dem erſtattungspflichtigen zu 
überweiſen. 
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) Die Fürſorgeverbände ſind berechtigt, die einer Arbeitsanſtalt überwieſenen Perſonen in 
Anſtalten außerhalb ihres Bezirkes unterzubringen oder ihnen Arbeiten auch ohne Aufnahme in 
eine geſchloſſene Arbeitsanſtalt anzuweiſen. 


8 25. 
(0 Die Entlaſſung aus der Arbeitsanſtalt iſt von dem Fürſorgeverbande zu verfügen, ſobald 
die geſetzlichen Voraussetzungen der Unterbringung weggefallen ſind. 
(2) Beantragt der Untergebrachte die Aufhebung des Unterbringungsbeſchluſſes mit der Be⸗ 
hauptung, daß deſſen Vorausſetzungen weggefallen ſind, ſo entſcheidet über dieſen Antrag der Be⸗ 
zirlsausſchuß, der den Beſchluß erlaſſen hat; für das Verfahren gelten die Vorſchriften des § 23. 


§ 26. 

(1) Der Fürſorgeverband kann den Untergebrachten für eine angemeſſene Zeit beurlauben. 
Bleibt der Beurlaubte oder ein Unterhaltsberechtigter während der Beurlaubung fürſorge⸗ 
bedürftig (§ 21), ſo kann auf Antrag des Fürſorgeverbandes durch Beſcheid des Vorſitzenden des 
Bezirksausſchuſſes, der den Unterbringungsbeſchluß erlaſſen hat, die Wiedereinlieferung des Be⸗ 
urlaubten verfügt werden. In dem Beſcheid iſt den Beteiligten zu eröffnen, daß ſie befugt ſind, 
innerhalb zweier Wochen auf Beſchlußfaſſung durch das Kollegium anzutragen. Dieſes entſcheidet 
endgültig. Im übrigen finden die Vorſchriften des § 117 Abſ. 4 und 5 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß der Antrag auf Beſchlußfaſſung durch das Kollegium 
keine aufſchiebende Wirkung hat. 

(e) Wird während der Beurlaubung eine Wiedereinlieferung nicht verfügt, ſo gilt der Be⸗ 
urlaubte als endgültig entlaſſen. 5 

(3) Wird der Antrag auf Beurlaubung von dem Untergebrachten nach Ablauf von drei 
Monaten ſeit der Unterbringung oder der Wiedereinlieferung oder der Ablehnung eines ſolchen 
Antrags geſtellt, ſo hat, wenn der Fürſorgeverband dem Antrage nicht entſprechen will, der Vor⸗ 
ſitzende des Bezirksausſchuſſes, der den Unterbringungsbeſchluß erlaſſen hat, einen Beſcheid zu er⸗ 
teilen. Auf das Verfahren finden Satz 2 und 3 des Ab. 1 Anwendung. 

(4) Wenn die Unterbringung ein Jahr gedauert hat, muß der Untergebrachte auch ohne An⸗ 
trag beurlaubt werden. Eine erneute Unterbringung darf alsdann erſt nach Ablauf von drei 
Monaten beſchloſſen werden. 

§ 27. a 

Aus dem Arbeitsverdienſte des Untergebrachten ſind zunächſt die Koſten der Unterbringung zu 
decken. Aus dem Überſchuſſe ſind die Koſten der Fürſorge, die den Angehörigen des Untergebrachten 
für die Zeit der Unterbringung gewährt wird, zu beſtreiten. Der dann noch verbleibende Reſt iſt 
dem Untergebrachten bei der Entlaſſung auszuhändigen. 


§ 28. 

Für jede Arbeitsanſtalt iſt eine Hausordnung aufzuſtellen, welche Vorſchriften über die Auf⸗ 
nahme und Behandlung, die Art der Beſchäftigung und Entlohnung ſowie über die Berechnungs⸗ 
weiſe der Koſten der Unterbringung (§ 27) enthalten muß und der ſtaatlichen Beſtätigung bedarf. 
Dies gilt ſinngemäß, wenn dem Untergebrachten ohne Aufnahme in eine geſchloſſene Arbeits⸗ 
anſtalt Arbeit angewieſen wird. 

§ 29. 

() Die Polizeiverwaltungen ſind verpflichtet, die zur Vorbereitung des Unterbringungs⸗ 
verfahrens und zur Durchführung der Vollſtreckung etwa erforderliche Hilfe zu gewähren. 

(2) Insbeſondere haben fie auf Antrag des Fürſorge gewährenden Fürſorgeverbandes den 
gemäß § 21 Unterzubringenden, der einer Vorladung der Fürſorgebehörde nicht Folge leiſtet, an 
Stelle der Fürſorgebehörde zu vernehmen oder dieſer vorzuführen. 

(8) Die entſtehenden Transportkoſten fallen in allen Fällen dem endgültig fürſorgepflichtigen 
Fürſorgeverbande zur Laſt. 
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§ 30. 

() Auf Antrag des vorläufig oder endgültig verpflichteten Fürſorgeverbandes kann durch 
Beſchluß des Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuſſes nach Anhörung der Beteiligten den nach bürgerlichem 
Rechte Unterhaltspflichtigen und den nach § 25 à der Verordnung über die Fürſorgepflicht Erſatz⸗ 
pflichtigen auferlegt werden: 

ö 1. den Hilfsbedürftigen den erforderlichen Unterhalt zu gewähren; 
2. dem Fürſorgeverbande für die Koſten der Fürſorge Erſatz zu leiſten. 


Auf den Vater eines unehelichen Kindes findet dieſe Vorſchrift nur inſoweit Anwendung, 
als er feine Vaterſchaft nach S 1718 BGB. anerkannt hat oder ſeine Unterhaltspflicht in einem 
vollſtreckbaren Titel feſtgeſtellt iſt. 5 

(2) Die Beſchlußfaſſung ſteht dem Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuſſe des Stadt- oder Landkreiſes zu, 
in dem der beantragende Fürſorgeverband ſeinen Sitz hat. Das gleiche gilt für die Beſchluß⸗ 
faſſung über Anträge auf anderweitige Feſtſetzung oder auf Erlaß der von ihm feſtgeſetzten Teil- 
zahlungen (§ 23 Abſ. 3, § 25 e Abſ. 3 der Verordnung über die Fürſorgepflichth. Die Vor⸗ 
ſchriften des § 59 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 finden 
keine Anwendung. Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen. Gegen den Beſchluß iſt nur der 
Rechtsweg zuläſſig. 

6) Der Beſchluß des Kreis-(Stadt⸗)Ausſchuſſes iſt vorläufig und nur ſo lange vollſtreckbar, 
bis mittels rechtskräftigen gerichtlichen Urteils eine abändernde Entſcheidung erfolgt iſt. Im 
letzteren Falle hat der antragſtellende Fürſorgeverband dem in Anſpruch genommenen Unterhalts⸗ 
pflichtigen oder Erſatzpflichtigen, unbeſchadet deſſen weitergehender Anſprüche auf Schadenserſatz, 
das bis dahin Geleiſtete oder das zu viel Geleiſtete zu erſtatten. Im Weigerungsfall iſt er hierzu 
im Aufſichtsweg anzuhalten; die Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtswegs bleibt unberührt. 

(4) Im übrigen kann ein Fürſorgeverband in allen Fällen, ſoweit nicht die Vorſchriften, 
betreffend das Verfahren in Streitſachen zwiſchen Fürſorgeverbänden, zur Anwendung kommen, 
die Erſtattung bereits verausgabter Fürſorgekoſten nur im gerichtlichen Verfahren beanſpruchen. 

(6) Sowohl bei der Erſatzleiſtung durch Drittverpflichtete wie auch durch nachträglich zu 
Vermögen und Einkommen gelangte Hilfsbedürftige iſt weiteſtgehende Rückſicht darauf zu nehmen, 
daß nicht durch die Art der Koſteneinziehung die wirtſchaftliche Exiſtenz der Selbſt⸗ oder Dritt⸗ 
verpflichteten gefährdet wird. 


§ 31. 

Ein Unterhalts- und Erſatzpflichtiger kann bei dem vorläufig oder endgültig verpflichteten 
Fürſorgeverbande beantragen, daß dieſer gemäß den Vorſchriften des § 21 die Unterbringung des 
Hilfsbedürftigen oder der Perſon, die den Hilfsbedürftigen durch Verletzung der Unterhaltspflicht 
der öffentlichen Fürſorge hat anheimfallen laſſen, betreibt. Gegen die Ablehnung des Antrags 
ſteht die Beſchwerde beim Bezirksausſchuß zu, der endgültig entſcheidet. 


§ 32. 
Das Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 
1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) wird wie folgt geändert: 
1. Im 6. Titel wird die Überſchrift „Armenangelegenheiten“ durch die Worte „Angelegen⸗ 
heiten der öffentlichen Fürſorge“ erſetzt. 

2. § 39 erhält folgende Faſſung: 

Streitigkeiten zwiſchen Fürſorgeverbänden wegen öffentlicher Fürſorge für Hilfs⸗ 

bedürftige werden im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden. 

Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß. Dieſer entſcheidet end- 
gültig, ſoweit die Organiſation oder die örtliche Abgrenzung der einzelnen Fürſorge⸗ 
verbände Gegenſtand des Streites iſt. Im übrigen findet gegen deſſen Entſcheidung 
unter Ausſchluß aller ſonſtiger Rechtsmittel die Berufung an das Bundesamt für 
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das Heimatweſen ſtatt und behält es bei den Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über 
den Unterſtützungswohnſitz in der Faſſung vom 30. Mai 1908 (Reichsgeſetzbl. 
S. 381) ſein Bewenden. 


3. Im § 40 find die Worte „9, 10 und 12“ und die Worte „und in den Geſamtarmen⸗ 
verbänden ſowie über die Genehmigung zur Wiederauflöſung von Geſamtarmenverbänden 
(8 14 a. a. O.)“ zu ſtreichen. 


4. § 41 wird aufgehoben. 


5. Im § 42 iſt das Wort „Ortsarmenverbänden“ durch „Bezirksfürſorgeverbänden“, das 
Wort „Landarmenverbände“ durch „Landesfürſorgeverbände“ zu erſetzen. Die Worte 
„( 36 des Geſetzes vom 8. März 1871)“ find durch die Worte „($ 13 der Ausführungs⸗ 
verordnung vom 17. April 1924 zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 
1924 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 100 —)“ zu erſetzen. 


6. $ 43 wird aufgehoben. 


. An die Stelle des § 44 Ab. 1 und 2 tritt folgender Abſ. 1: 
Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend die Verpflichtung zur Teilnahme an 
den Laſten der Armenpflege in Gutsbezirken (§ 8 des Geſetzes vom 8. März 1871), 
beſchließt der Gutsvorſteher. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zweier Wochen die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Zuſtändig iſt in erſter Inſtanz der 
Kreisausſchuß. 
§ 44 Abſ. 4 Satz 2 wird geſtrichen. 


8. Im $ 161 wird die Zahl 41 geſtrichen. 
§ 161 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
desgleichen in den Fällen des § 20 Abſ. 7, § 21 Abſ. 1, S 22 der Ausführungsverord⸗ 
nung vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 210) zur Verordnung über die Fürſorge⸗ 
pflicht vom 13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 100) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 31. Juli 1931 (Geſetzſamml. S. 137). 


— 


§ 33. 

(1) Die 88 6, 8, 38, 57, 58 und 59 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundes⸗ 
geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871 (Geſetzſamml. S. 130) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 11. Juli 1891 (Geſetzzſamml. S. 300) und des Geſetzes vom 23. Juli 1912 (Ge⸗ 
ſetzdaamml. S. 195), das im übrigen aufgehoben wird, finden entſprechende Anwendung. 

(2) § 1 des Geſetzes über die öffentliche Krüppelfürſorge vom 6. Mai 1920 (Geſetzſamml. 
S. 280) wird aufgehoben. 


§ 34. 
Die Bezirksfürſorgeverbände ſind Rechtsnachfolger der durch dieſe Verordnung aufgehobenen 
Geſamtarmenverbände. 


§ 35. 
(fortgefallen) 


§ 36. 
Nach Erlaß der Grundſätze gemäß § 6 der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 
13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 100) iſt der Miniſter für Volkswohlfahrt berechtigt, Be⸗ 
ſtimmungen über Vorausſetzung, Art und Maß der zu gewährenden Fürſorge zu erlaſſen und hat 
dieſe dem Landtage zur Kenntnisnahme vorzulegen. 


Preuß. Geſetzſammlung 1932. Nr. 32, ausgegeben am 11. 6. 32. 217 


§ 37. 

Soweit in ſonſtigen Geſetzen oder Verordnungen Landarmenverbände oder Ortsarmen⸗ 
verbände erwähnt ſind, treten an deren Stelle die nach dieſer Verordnung verpflichteten Landes⸗ 
oder Bezirksfürſorgeverbände. 

§ 38. 
(fortgefallen) 


§ 39. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1924 in Kraft. *) 


(Nr. 13757.) Verordnung über die Einwirkung der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung für die Fürſorge⸗ 
belaſtung kreisangehöriger Gemeinden. Vom 4. Juni 1932. 


Auf Grund des Artikels 3 § 3 Abſ. 5 der Verordnung über vorſtädtiſche Kleinſiedlung und 
Bereitſtellung von Kleingärten für Erwerbsloſe vom 23. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. I S. 790) 
verordne ich, was folgt: 

81 

Werden Kleinſiedler aus einer Gemeinde in eine andere Gemeinde desſelben Bezirksfürſorge⸗ 
verbandes ausgeſiedelt, ſo trägt bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem Bezuge der Stelle 
30 vom Hundert des ſachlichen Aufwandes der öffentlichen Fürſorge für die Kleinſiedler an Stelle 
der Gemeinde des Anſiedlungsorts diejenige Gemeinde, die fie nach § 14 Abſ. 2 der Ausführungs⸗ 
verordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 30. Mai 1932 (Geſetzſamml. S. 207) 
zu tragen hätte, wenn zum Bezug der Stelle ein Ortswechſel nicht ſtattgefunden hätte. 


5 § 2. 

30 vom Hundert der Koſten der öffentlichen Fürſorge für Kleinſiedler, die ein Landkreis 
nach Artikel 3 § 3 Abſ. 1 der Verordnung vom 23. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 790) zu 
erſtatten hat, trägt diejenige ihm angehörige Gemeinde, die fie nach $ 14 Abſ. 2 der Ausführungs⸗ 
verordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht zu tragen hätte, wenn zum Bezug der Stelle 
ein Ortswechſel nicht ſtattgefunden hätte. 


8 8. 


Die Vorſchriften der 88 2 und 3 gelten entſprechend für Haushaltsangehörige des Klein⸗ 
ſiedlers, auch wenn ſie erſt nach dem Bezuge der Stelle in den Haushalt aufgenommen werden. 


8 4. 

Vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung gebühren Beträge, die zum Erſatz der Koſten 
der Fürſorge des Einzelfalls, insbeſondere von anderen Fürſorgeverbänden eingehen, zu ſieben 
Zehnteln dem Bezirksfürſorgeverbande, zu drei Zehnteln der kreisangehörigen Gemeinde, die gemäß 
§8 1 bis 3 30 vom Hundert der Koſten trägt. 


8 5. 
Soweit nach 8 1 Gemeinden 30 vom Hundert des in ihnen entſtehenden Aufwandes nicht 


ſelbſt zu tragen haben, haben ſie dies erforderlichenfalls bei der Abrechnung geltend zu machen, die 
nach § 14 Abſ. 5 der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht zwiſchen 


) Soweit nicht in den Abänderungsgeſetzen (Verordnungen) für einzelne Beſtimmungen ein anderer 
Zeitpunkt des Inkrafttretens beſtimmt iſt. 


r. Grunau, 01 ten.str 12 
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ihnen und dem Bezirksfürſorgeverbande zu erfolgen hat; dieſer hat die Gemeinde, die 30 vom 
Hundert des Aufwandes zu tragen hat, entſprechend zu belaſten. Im übrigen gelten für die ſich 
aus dieſer Verordnung ergebenden gegenſeitigen Verpflichtungen und Leiſtungen des Bezirks⸗ 
fürſorgeverbandes und der kreisangehörigen Gemeinden die Vorſchriften des § 14 Abſ. 5 und 6 der 
Ausführungsverordnung über die Fürſorgepflicht entſprechend. 


8 6. 
Soweit in Landesteilen engere Gemeindeverbände (rheiniſche und weſtfäliſche Amter und 
Kirchſpiellandgemeinden in den Kreiſen Norderdithmarſchen und Süderdithmarſchen und Huſum) 
vorhanden ſind, treten dieſe hinſichtlich der Beſtimmungen dieſer Verordnung an die Stelle der 


Gemeinden. 
ST. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1932 in Kraft. 


Berlin, den 4. Juni 1932. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 
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